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Zusammenfassung

Der Regierungsrat unterbreitet dem Kantonsrat einen Planungsbericht über den
Kostenteiler Kanton - Gemeinden in der Volksschulbildung. Der Kantonsrat forderte in
den letzten Jahren verschiedentlich einen höheren Kantonsbeitrag an das kommunale
Volksschulangebot, idealerweise einen Kostenteiler zwischen Kanton und Gemeinden
von 50:50. Heute trägt der Kanton 25 Prozent dieser Kosten. In seinem Planungs-
bericht untersucht der Regierungsrat eine Variante mit Erhöhung des Kantonsbeitrages
auf 30 Prozent und eine Variante mit hälftiger Aufteilung zwischen Kanton und
Gemeinden. Er plädiert für die vertiefte Analyse des Anliegens im Rahmen der Auf-
gaben- und Finanzreform 2018.

Gemäss § 29 des Gesetzes über die Volksschulbildung vom 22. März 1999 trägt der
Kanton die Gesamtverantwortung für die Volksschule. Das kommunale Volksschul-
angebot (Regelschule) ist eine gemeinsame Aufgabe des Kantons und der Gemein-
den. Die Kantonsbeiträge wurden in den letzten Jahren bereits mehrmals angepasst
beziehungsweise neu berechnet. Der Kanton beteiligt sich seit 2012 zu 25 Prozent an
den Kosten der kommunalen Volksschule, die Gemeinden übernehmen 75 Prozent.
Es handelt sich dabei um Pro-Kopf-Beiträge je Schüler und Schülerin. Nicht nur die
Vorstösse aus dem Kantonsrat, sondern auch die Auswertung der Finanzreform 08
zeigten, dass die Gemeinden mit dem Kostenteiler nach wie vor nicht zufrieden sind.
Langfristig wird ein Kostenteiler 50 :50 verlangt. Auch in Evaluationen und For-
schungsarbeiten zum Thema «Zusammenarbeit Kanton undGemeinden in der Volks-
schulbildung» wird diese Forderung als wichtige Verbesserungsmassnahme regel-
mässig genannt. DerRegierungsrat hat daher zwei Varianten geprüft und derenKosten-
auswirkungen berechnet:
1. Erhöhung des Kantonsbeitrags von 25 auf 30 Prozent
2. Erhöhung des Kantonsbeitrags von 25 auf 50 Prozent

In der Variante 1 (Kostenteiler 30 :70) würde der Kanton rund 27 Millionen Franken
zusätzlich an die Betriebskosten der kommunalen Volksschule ausrichten. Als Kom-
pensation wären folgende Massnahmen möglich:
– Erhöhung des Steuerbezugs beim Kanton um eine 1⁄20-Einheit ohne oder mit

Kompensation bei den Gemeinden,
– Erhöhung des Gemeindeanteils an der individuellen Prämienverbilligung und/oder

bei den Ergänzungsleistungen.

In der Variante 2 (Kostenteiler 50 :50) würde der Kanton rund 133 Millionen Franken
zusätzlich an die Betriebskosten der kommunalen Volksschule ausrichten. DerMehr-
betrag könnte über einen Steuerfussabtausch kompensiert werden. Dieser würde
allerdings zu einer starken Annäherung der Gemeindesteuerfüsse innerhalb des
Kantons führen. Die Auswirkungen auf die Gemeinden könnten abgefedert werden
durch:
– ein neues Ausgleichsgefäss mit einmalig oder jährlich ermittelten Ausgleichszah-

lungen direkt zwischen den Gemeinden,
– Anpassung des kantonalen Finanzausgleichs (Ressourcen- und Bildungslasten-

ausgleich).

Die Realisierung der Variante 2 (50 :50) würde bedeutende Eingriffe in die Steuer-
landschaft und in den kantonalen Finanzausgleich erfordern. Bei der Variante 1
(30 :70) kann die Haushaltneutralität bei den Gemeinden einfacher erreicht werden,
doch auch diese hätte Auswirkungen auf die Aufgabenteilung zwischen Kanton und
Gemeinden. Deshalb soll das Thema nicht isoliert weiterbearbeitet werden. Die
Thematik soll im Rahmen der soeben gestarteten Aufgaben- und Finanzreform 2018
berücksichtigt werden. Es kann aber heute schon festgehalten werden, dass es auch
bei dieser umfassenden Überprüfung der Aufgabenteilung zwischen dem Kanton
und den Gemeinden nicht einfach sein wird, die Variante 2 zu realisieren, da sie eine
sehr grosse finanzielle Veränderung mit sich bringt.
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Der Regierungsrat des Kantons Luzern an den Kantonsrat

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen einen Planungsbericht über den Kostenteiler Kanton - Ge-
meinden in der Volksschulbildung. ImRahmen der Behandlung desWirkungsberichtes
Finanzreform 08 vom 29. Mai 2012 (B 44) hat Ihr Rat die Bemerkung überwiesen,
dass in der Volksschule ein Kostenteiler von 50 :50 zwischen Kanton und Gemeinden
geprüft werden soll. Der vorliegende Bericht stellt zudem die Antwort auf mehrere
überwiesene Vorstösse Ihres Rates dar. So verlangt die als Postulat erheblich erklärte
MotionM 413 von Jakob Lütolf über die Anpassung des Kostenteilers zwischen Kan-
ton und Gemeinden im Volksschulbereich vom 10. März 2009 einen Kostenteiler von
je 50 Prozent. Die ebenfalls als Postulat erheblich erklärte Motion M 36 von Susanne
Truttmann-Hauri über die weitere Anpassung des Bildungskostenteilers zugunsten
der Gemeinden bis spätestens 2014 und die verbindliche, zeitgerechte Umsetzung der
beschlossenen Massnahmen «Arbeitsplatz Schule» vom 12. September 2011 verlangte
hingegen eine Erhöhung des Kantonanteils an den Volksschulbildungskosten um
5 Prozent (Kostenteiler Kanton - Gemeinden 30 :70).

1 Einleitung

Die wesentlichen Aspekte zur Volksschule sind im Gesetz über die Volksschul-
bildung vom 22. März 1999 (SRL Nr. 400a) geregelt. In § 29 ist festgehalten, dass der
Kanton die Gesamtverantwortung für die Volksschule trägt, die aus dem kantonalen
und dem kommunalen Volksschulangebot besteht. Für das kantonale Volksschul-
angebot, das die Sonderschulung und die Berufsberatung umfasst, trägt der Kanton
die direkte Verantwortung. Das kommunale Volksschulangebot, das die gesamten
Angebote der Regelschule umfasst, ist eine gemeinsame Aufgabe des Kantons und
der Gemeinden (Verbundaufgabe).
Dem Kanton obliegen in dieser Verbundaufgabe folgende Hauptaufgaben:
– Festlegung der Schulstrukturen,
– Bestimmung der Ziele und Inhalte des Unterrichts,
– Festlegung der Lehrmittel,
– Bestimmung der Unterstützungsangebote (z.B. Schuldienste),
– Festlegung der Anstellungsbedingungen der Lehrpersonen und der Fachpersonen

der schulischen Dienste.
Den Gemeinden kommen folgende Hauptaufgaben zu:
– Festlegung des Angebots (z.B. Schuleingangsstufe, Sekundarschule),
– Entscheidung über dieAusgestaltung der einzelnenAngebote (z.B.Klassenbildung),
– Bereitstellung der Schulgebäude,
– Entscheidung über freiwillige und regionale Angebote,
– Entscheidung über die Ausgestaltung der Schulbehörde und der Schulleitung.
Diese Auflistung der Hauptaufgaben zeigt, dass bei der Umsetzung und Ausgestal-
tung des kommunalen Volksschulangebots eine enge Zusammenarbeit zwischen den
kantonalen und den kommunalen Behörden notwendig ist. Entscheide des Kantons
beeinflussen einerseits die kommunalen Möglichkeiten und Ausgaben, andererseits
haben natürlich auch die kommunalen Entscheide Auswirkungen auf die kantonalen
Kosten beziehungsweise die Kantonsbeiträge. Deshalb sind in den letzten Jahren
diese Finanzierungsregelungen mehrfach angepasst worden. In Kapitel 2 werden wir
zunächst die Entwicklung darstellen, bevor in Kapitel 3 die möglichen Auswirkungen
einer Anpassung des heutigen Kostenteilers aufgezeigt werden. In Kapitel 4 werden
mögliche Lösungsvarianten vorgestellt.

2 Kostenteilung beim kommunalen Volksschul-
angebot

Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes über die Volksschulbildung am 1. Januar 2000
beteiligte sich der Kanton an einzelnen Kostenfaktoren der Volksschulbildung. So
leistete der Kanton Beiträge an die Besoldung der Lehrpersonen oder an schulische
Bauten. Die Höhe der Beiträge an die einzelnen Gemeinden richtete sich nach der
Finanzkraft der Gemeinden, da die Beiträge auch als indirekter Finanzausgleich ein-
gesetzt wurden. Deshalb betrugen die kantonalen Beiträge zwischen 0 und 70 Pro-
zent der Besoldungskosten einer Schule, im Durchschnitt waren es etwa 35 Prozent.
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Mit dem Gesetz über die Volksschulbildung wurden die Kantonsbeiträge als Bei-
träge an die gesamten Betriebskosten der öffentlichen Volksschule definiert. Die
Höhe der Beiträge richtet sich seither nicht mehr nach den tatsächlichen Ausgaben,
sondern nach einem Beitrag an die Normkosten. Dieser Beitrag wird als Beitrag an
die Anzahl Lernender (Pro-Kopf-Beitrag) ausgerichtet. In den ersten drei Jahren
unter dem neuen Gesetz wurde die Abstufung nach der Finanzkraft der Gemeinden
beibehalten. Im Rahmen der Reform des innerkantonalen Finanzausgleichs wurden
sodann die unterschiedlichen Beitragshöhen je Gemeinde gestrichen. Seit dem 1. Ja-
nuar 2003 erhalten deshalb alle Gemeinden die gleichen Pro-Kopf-Beiträge je Schüler
oder Schülerin. Bis zum Jahr 2007 wurden die Beiträge jährlich der Teuerung
beziehungsweise der Kostenentwicklung in der Volksschule angepasst, indem die
einzelnen Kostenfaktoren (z.B. Besoldungsentwicklung, zusätzliche Lektionen) auf-
gerechnet wurden.

Mit der Finanzreform 08 wurde die Berechnung der Kantonsbeiträge nochmals
angepasst. Da die Gemeinden nun für die Volksschule eine Betriebskostenrechnung
führen mussten, aus der die Normkosten errechnet werden konnten, wurde im Ge-
setz über die Volksschulbildung der Kantonsbeitrag als fester Prozentwert festgelegt.
Seit dem 1. Januar 2008 leistete der Kanton einen Anteil von 22,5 Prozent an die
Betriebskosten der kommunalen Volksschule. Mit der Gesetzesänderung vom 24. Ja-
nuar 2011 wurde dieser Prozentanteil um 2,5 Prozent auf 25 Prozent erhöht. Dieser
Prozentsatz gilt seit dem Jahr 2012.

Der Kanton leistete im Jahr 2014 die folgenden Beiträge an die Betriebskosten
der kommunalen Volksschule:
– Kindergarten 13,0 Millionen Franken
– Basisstufe 3,7 Millionen Franken
– Primarstufe 74,6 Millionen Franken
– Sekundarstufe 45,2 Millionen Franken
– fremdsprachige Lernende 8,0 Millionen Franken
– Tagesstrukturen 3,9 Millionen Franken
– Schulsozialarbeit 1,6 Millionen Franken
Insgesamt richtete der Kanton Beiträge von 150 Millionen Franken an die Betriebs-
kosten der kommunalen Volksschule aus.

Neben diesen ordentlichen Kantonsbeiträgen richtet der Kanton im Rahmen des
innerkantonalen Finanzausgleichs weitere Beiträge an Gemeinden aus, die einen
überdurchschnittlich hohen Schüleranteil aufweisen. Dieser Bildungslastenausgleich
bemisst sich amAnteil der Schülerinnen und Schüler in der obligatorischen Schule an
der Wohnbevölkerung. Allerdings erhalten nur jene Gemeinden mit einem unter-
durchschnittlichen Ressourcenpotenzial diesen Beitrag. Dieser Bildungslastenaus-
gleich ist derzeit mit knapp 24 Millionen Franken dotiert.

Trotz der erwähnten Erhöhung des Kantonsanteils um 2,5 Prozent auf das Jahr
2012 wurde und wird dieser Kostenteiler von den Gemeinden immer wieder infrage
gestellt. So wurde bereits bei der Finanzreform 08 eine höhere Kostenbeteiligung des
Kantons verlangt, da die Volksschulbildung eine Verbundaufgabe zwischen Kanton
und Gemeinden darstelle. Da in anderen Aufgabenbereichen keine Kompensations-
möglichkeiten in gleich grossem Rahmen ausgemacht werden konnten und zudem
bei den Sozialkosten ein grösserer Anstieg erwartet wurde, verzichteten die Vertre-
tungen der Gemeinden auf eine entsprechende Anpassung. Allerdings zeigte sich bei
der Auswertung der Finanzreform 08 (vgl. Wirkungsbericht Finanzreform 08) deut-
lich, dass die Gemeinden mit der Finanzierung der Volksschulbildung nicht zufrieden
sind. 90 Prozent der Gemeinden beurteilten das Äquivalenzprinzip als nicht erfüllt
und verlangten nach einer Anpassung des Kostenteilers. Langfristig wurde dabei nur
ein Kostenteiler 50 :50 als für diese Aufgabe geeignet beurteilt, da der Kanton auf-
grund seiner verfassungsmässigen Zuständigkeit nur bedingt Aufgaben und Kompe-
tenzen an die Gemeinden delegieren könne. Auch in Evaluationen und Forschungs-
arbeiten zum Thema «Zusammenarbeit Kanton und Gemeinden in der Volksschul-
bildung» wird diese Forderung als wichtige Verbesserungsmassnahme oft vorgebracht.

3 Konsequenzen einer Anpassung des Kostenteilers

Bei einer starken Erhöhung des kantonalen Kostenanteils an den Betriebskosten der
kommunalen Volksschule wäre es notwendig, die Steuerungsmöglichkeiten auf kan-
tonaler Ebene auszuweiten, da sonst die Kostenentwicklung zu wenig kontrolliert
werden könnte. Zudem hat Ihr Rat im Rahmen der Behandlung des Aufgaben- und
Finanzplans 2014–2017 vom 22. Oktober 2013 eine Bemerkung überwiesen, welche
eine Begrenzung des Kostenwachstums auf jährlich 2 Prozent verlangt. Diese Forde-
rung kann nur umgesetzt werden, wenn der Kanton im organisatorischen Bereich
stärker steuern kann.
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Neben den kantonalen Vorgaben haben insbesondere zwei Faktoren Einfluss auf
die Entwicklung der Betriebskosten der kommunalenVolksschule: die Klassenplanung
und die Schulbauten. Beide Faktoren können massgeblich durch die zuständigen In-
stanzen der Gemeinden gesteuert werden.

Wie Abklärungen gezeigt haben, bestehen vor allem in der Sekundarschule Opti-
mierungsmöglichkeiten. Deshalb müsste der Kanton auf dieser Stufe zusätzliche
Steuerungsmöglichkeiten haben. So wäre es notwendig, dass der Kanton über die
Festlegung des Strukturmodells und die Klassenplanung auf dieser Stufe bestimmen
kann. Denn oft könnte durch die Zuweisung einzelner Schülerinnen und Schüler in
einen anderen Schulkreis eine Klasse eingespart werden. Deshalb müsste in das Ge-
setz über die Volksschulbildung eine entsprechende Regelung aufgenommen werden.

Auch die Schulbauten haben einen wesentlichen Einfluss auf die Kostenentwick-
lung, weil sie über die Betriebskosten amortisiert und verzinst werden. Da im Kanton
Luzern pro Jahr insgesamt für 80 bis 100 Millionen Franken Schulgebäude saniert,
erweitert oder neu gebaut werden, sind die entsprechenden Auswirkungen auf die
Betriebskosten erheblich. Deshalb wäre zu prüfen, ob in diesem Bereich wieder kan-
tonale Vorgaben gemacht werden sollen. So könnte die Kostenentwicklung besser
gesteuert und eher im Griff behalten werden.

Bei einer starken Erhöhung des Kantonsanteils an den kommunalen Volksschul-
bildungskosten wäre auch eine Überprüfung beziehungsweise eine Reduktion des
Bildungslastenausgleichs zu prüfen, da sonst Verzerrungen entstehen könnten.

4 Finanzierungsmöglichkeiten

Eine Erhöhung des Kantonsanteils an der kommunalen Volksschule um 5 Prozent
verursacht für den Kanton einen direkten Mehraufwand von gut 29 Millionen Fran-
ken oder 0,05 Einheiten der einfachen Staatssteuer. Entsprechend entsteht bei einer
Erhöhung des Kantonsanteils auf 50 Prozent für den Kanton ein direkter Mehrauf-
wand von rund 147 Millionen Franken oder 0,25 Steuereinheiten.

Im Bildungslastenausgleich und im Ressourcenausgleich des innerkantonalen
Finanzausgleichs ergeben sich indirekte Auswirkungen: Weil sich die Belastungen
der Gemeinden im Bildungsbereich reduzieren, kann die Dotierung des Bildungs-
lastenausgleichs verringert werden. Wenn die Gemeinden ihre Einsparungen über
Steuerfusssenkungen an die Bevölkerung weitergeben, verringert sich zudem der
Mittelbedarf im Ressourcenausgleich.

Per Saldo der direkten (Erhöhung des Kantonsanteils um 5 Prozent) und der in-
direkten (Anpassungen im Finanzausgleich) Effekte verursacht jede Erhöhung des
Kantonsanteils um 5 Prozentpunkte für den Kanton einen Mehraufwand von jeweils
rund 27Millionen Franken oder knapp 0,05 Einheiten der einfachen Staatssteuer. Bei
einer Erhöhung des Kantonsanteils auf 50 Prozent entsteht demnach für den Kanton
ein Mehraufwand von rund 133 Millionen Franken oder 0,23 Steuereinheiten.

Der Kostenteiler kann in kleinerem oder grösserem Umfang angepasst werden.
Je nach Umfang der Anpassung sind die Auswirkungen auf die kantonalen und die
kommunalen Finanzen oder andere Aufgabenbereiche grösser, denn die zusätzlichen
Kosten müssen ganz oder zumindest teilweise kompensiert werden, da der Kanton
nicht über entsprechende freie Mittel verfügt. Die verschiedenen Varianten müssen
deshalb sowohl für den Kanton als auch für die Gesamtheit der Gemeinden weit-
gehend haushaltneutral sein. Für die Finanzierung einer Erhöhung des Kantonsanteils
an denKosten der kommunalen Volksschulbildung stehen somit grundsätzlich folgende
Möglichkeiten zur Verfügung:
– Erhöhung ohne Kompensation (bei kleinen Anpassungen),
– Kompensation zwischen Aufgabengebieten,
– Steuerfussabtausch,
– Steuerfussabtausch in Kombination mit neuem Ausgleichsmechanismus,
– Steuerfussabtausch in Kombination mit Reduktionen im Finanzausgleich.
In Anbetracht der Situation der kantonalen Finanzen ist die erste Variante kein
gangbarer Weg. Bei der zweiten Variante gilt es zu bedenken, dass Aufgabengebiete,
die sich für Kompensationen eignen, erstens ein grosses finanzielles Volumen beim
Kanton aufweisen müssen, zweitens für eine (stärkere) Zuständigkeit der Gemein-
den geeignet sein müssen (im Optimalfall bereits heute eine Verbundaufgabe), und
drittens sollte die Verlagerung rein finanzieller Natur sein, ohne dass ein Ungleich-
gewicht zwischen Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung entsteht oder eine
organisatorisch-operative Aufgabenverlagerung notwendig wird. Bei den Aufgaben-
feldern für Kompensationsmassnahmen stehen deshalb die individuelle Prämien-
verbilligung (IPV) in der Krankenversicherung und die Ergänzungsleistungen (EL)
im Vordergrund. Weitere Aufgabenblöcke mit vergleichbar grossem finanziellem
Volumen existieren unter anderem im Gesundheitswesen, bei den sozialen Einrich-
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tungen und in der Gymnasialbildung, bei der Polizei und beim Verkehrsverbund Lu-
zern. Die Gemeinden sind teilweise schon heute an der Finanzierung dieser Auf-
gaben beteiligt. Diese Aufgabenbereiche erachten wir aber als wenig geeignet für
Kompensationen, weil grössere finanzielle Verschiebungen zu Ungleichgewichten
zwischen Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung führen könnten und weil die
dort geltenden Kostenteiler ausgehandelte Gleichgewichtssysteme sind und sich
diese Aufgabenbereiche teilweise auch sehr dynamisch entwickeln.

Ein Steuerfussabtausch (dritte bis fünfte Möglichkeit) ist grundsätzlich möglich,
doch müssen die Auswirkungen auf die einzelnen Gemeinden genau geprüft werden,
da diese nicht überall gleich ausfallen.

Aufgrund der Vorstösse Ihres Rates haben wir eine Variante 30 :70 und eine Va-
riante 50 :50 berechnet (vgl. Anhang), welche wir im Folgenden erläutern.

4.1 Erhöhung des kantonalen Kostenanteils
von 25 auf 30 Prozent

Bei einer Erhöhung des kantonalen Kostenanteils um 5 Prozentpunkte würde der
Kanton rund 27Millionen Franken zusätzlich an die kommunalen Betriebskosten der
Volksschule ausrichten. Die Kompensation könnte über die folgenden zwei Mass-
nahmen erfolgen, welche nicht allzu grosse Auswirkungen auf die Gesamtbilanz des
Kantons und der Gemeinden hätten:
– Erhöhung des Steuerbezugs beim Kanton um eine 1⁄20-Einheit ohne oder mit

Kompensation bei den Gemeinden,
– Erhöhung des Gemeindeanteils an der individuellen Prämienverbilligung und/oder

bei den Ergänzungsleistungen.

4.1.1 Erhöhung des Steuerbezugs beim Kanton um eine Zwanzigstel-
einheit ohne oder mit Kompensation bei den Gemeinden

Die zusätzlichen Kantonsbeiträge könnten durch einen höheren Steuersatz des Kan-
tons ohne oder mit Kompensation bei den Gemeinden realisiert werden. Es ergäbe
sich für die Steuerpflichtigen insgesamt eine um 0,05 Einheiten höhere Staatssteuer-
belastung, wenn die Gemeinden die Erhöhung nicht kompensieren würden. Umge-
kehrt werden die Gemeinden um rund 27 Millionen Franken entlastet. Die Ent-
lastung der einzelnen Gemeinden ist jedoch, abhängig von ihrer Schülerzahl und der
Steuerkraft, unterschiedlich stark und entspricht nur imAusnahmefall genau 0,05 Ein-
heiten. Weil diese Werte je nach Gemeinde unterschiedlich sind, könnte auf eine
zwingende Kompensation verzichtet werden. Diese Lösung könnte auf den 1. Januar
2017 realisiert werden, indem der kantonale Steuerfuss um eine Zwanzigsteleinheit
erhöht würde. Viele Gemeinden würden dadurch erheblich mehr Kantonsbeiträge
erhalten und somit wesentlich entlastet. Eine grössere Zahl der Gemeinden könnte
die Steuerfusserhöhung des Kantons deshalb sicher kompensieren.

Falls der höhere Steuerbezug des Kantons bei den Gemeinden durch eine Steuer-
senkung um den entsprechenden Betrag kompensiert wird, ergeben sich für die Steuer-
pflichtigen unterschiedliche Nettoeffekte. Die Abbildung 1 zeigt in Steuereinheiten,
in welcher Grössenordnung die Steuerpflichtigen der einzelnen Luzerner Gemeinden
durch einen Steuerfussabtausch belastet (positive Werte) oder entlastet würden
(negative Werte). Die Werte liegen zwischen einer Mehrbelastung um 0,025 Steuer-
einheiten (Meggen) und einer Entlastung um 0,058 Einheiten (Luthern). Die Streuung
ist damit grösser als bei der Variante mit Kompensationsvorschlag (vgl. Kap. 4.1.2
und Abbildung 2).
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Abbildung 1:
Nettoeffekt für Steuerpflichtige mit Steuerfussabtausch bei der Variante 30 :70

4.1.2 Erhöhung des Gemeindeanteils an der individuellen
Prämienverbilligung und/oder bei den Ergänzungsleistungen

Aufgabenfelder, die sich für Kompensationsmassnahmen eignen könnten, sind die
individuelle Prämienverbilligung (IPV) und die Ergänzungsleistungen (EL).

IPV: Der Kantonsanteil beträgt nach Abzug der Bundesbeiträge 50 Prozent, wo-
raus im Jahr 2014 29,2 Millionen Franken Beiträge resultierten. Wird der Kantons-
anteil auf wenige Prozent reduziert oder die Finanzierung der IPV ganz denGemeinden
übertragen, ergeben sich für den Kanton Einsparungen ungefähr in der Höhe des
Mehraufwands, der durch einen Bildungskostenteiler 30 :70 verursacht würde.

EL: Der Kantonsanteil beträgt 30 Prozent, woraus im Jahr 2014 44,9 Millionen
Franken Beiträge resultierten. Wird der Kantonsanteil auf 10 bis 15 Prozent reduziert,
ergeben sich für den Kanton Einsparungen ungefähr in der Höhe des Mehraufwands,
der durch einen Bildungskostenteiler 30 :70 verursacht würde.

Eine Kompensation der kantonalen Mehrkosten bei der Variante 30 :70 über die
IPV oder die EL erscheint damit grundsätzlich möglich. Wenn über die IPV oder die
EL Kompensationen geleistet werden, entfällt der indirekte Effekt über den Res-
sourcenausgleich, da sich der mittlere Gemeindesteuerfuss nicht verändert. Die
Kompensation muss daher nicht 27, sondern 28 Millionen Franken umfassen (Kosten
für den Kanton bei Variante 30 :70 ohne indirekten Effekt über den Ressourcen-
ausgleich). Dieser Betrag wird über die IPV- oder die EL-Finanzierung zu den Ge-
meinden verlagert.

Während diese Kompensation zwischen Aufgabengebieten für den Kanton haus-
haltneutral wäre, träfe dies für die Gemeinden nicht zu, denn sowohl bei der IPV als
auch bei den EL wird die Finanzierung des Gemeindeanteils nachMassgabe der mitt-
leren Wohnbevölkerung auf die Gemeinden verteilt – nach einem anderen Schlüssel
als die Bildungskosten. Die kombinierte Massnahme (Bildungskostenteiler 30 :70
und Kompensation über die IPV- oder die EL-Finanzierung) führte bei den Gemein-
den im Allgemeinen nicht zu einer Eins-zu-eins-Kompensation. Einige Gemeinden
würden belastet, die ohne Kompensation entlastet worden wären, und umgekehrt.
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Abbildung 2:
Nettoeffekt für Steuerpflichtige mit Kompensation über IPV oder EL bei der Variante
30 :70

Die Abbildung 2 zeigt in Steuereinheiten, in welcher Grössenordnung die einzelnen
Luzerner Gemeinden belastet (positive Werte) oder entlastet würden (negative
Werte). Die Werte liegen zwischen einer Belastung um 0,009 Steuereinheiten (Lu-
zern) und einer Entlastung um 0,025 Steuereinheiten (Altwis und Luthern). Die Stadt
Luzern würde mit 1,4 Millionen Franken zusätzlich belastet, Horw und Kriens mit
100000 Franken; Rothenburg würde um 120000 Franken entlastet. Bei allen anderen
Gemeinden betragen die Veränderungen weniger als 100000 Franken (Modellrech-
nung auf der Basis des Rechnungsjahres 2014, vgl. Tabelle im Anhang).

Fazit: Die Variante 30 :70 erscheint uns sowohl durch Kompensationen in ande-
ren Aufgabenbereichen als auch durch Steuermassnahmen realisierbar. Trotz des
relativ kleinen Anpassungsvolumens führen allerdings die Kompensationsmassnah-
men bei Haushaltneutralität beim Kanton und bei den Gemeinden zu Abweichungen
beim Steuerbedarf, und zwar nach unten und nach oben. Deshalb wäre es wohl sinn-
voll, diese Massnahme durch eine kantonsseitige Steuermassnahme zu realisieren.

4.2 Erhöhung des kantonalen Kostenanteils
von 25 auf 50 Prozent

Bei einer Erhöhung des kantonalen Kostenanteils um 25 Prozentpunkte würde der
Kanton rund 133 Millionen Franken zusätzlich an die Betriebskosten der kommuna-
len Volksschule ausrichten. Eine Kompensation dieser Mehrausgaben des Kantons
könnte nur über einen Steuerfussabtausch erfolgen. Mit einem Steuerfussabtausch
kann diese Erhöhung beim Kanton und im Total aller Gemeinden haushaltneutral
ausgestaltet werden. Weil die Entlastung der Gemeinden durch die Erhöhung des
Kantonsanteils an den Bildungskosten nicht in allen Gemeinden gleich stark ausfällt,
führt die Finanzierung über den Steuerfussabtausch jedoch für Steuerpflichtige einiger
Gemeinden zu Mehrbelastungen, für andere zu Entlastungen. Die Abbildung 3 zeigt
in Steuereinheiten, in welcher Grössenordnung die Steuerpflichtigen der einzelnen
Luzerner Gemeinden durch einen Steuerfussabtausch zusätzlich belastet (positive
Werte) oder entlastet würden (negative Werte).
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Abbildung 3:
Nettoeffekt für Steuerpflichtige mit Steuerfussabtausch bei der Variante 50 :50

Die Summe aller zusätzlichen Belastungen beläuft sich auf 21 Millionen Franken,
wovon Steuerpflichtige in zwölf Gemeinden betroffen sind. Um genau diesen Betrag
werden die Steuerpflichtigen in den übrigen Gemeinden entlastet. Damit dieser
Effekt verringert oder ganz verhindert werden kann, braucht es Begleitmassnahmen.
Während der Staatssteuerfuss für alle Steuerpflichtigen gleich stark erhöht wird
(+0,23 Einheiten), sind die möglichen Steuersenkungen in den Gemeinden sehr
unterschiedlich (zwischen –0,10 und –0,52 Einheiten). Für die Steuerpflichtigen er-
geben sich Nettoeffekte zwischen +0,13 Einheiten und –0,29 Einheiten (Summe der
Änderungen von Staats- und Gemeindesteuerfuss). Der Steuerfussabtausch führt zu
einer starken Annäherung der Gemeindesteuerfüsse innerhalb des Kantons. Die
Auswirkungen auf die Gemeinden können abgefedert werden durch:
– ein neues Ausgleichsgefäss mit einmalig oder jährlich ermittelten Ausgleichszah-

lungen direkt zwischen den Gemeinden,
– Veränderungen imkantonalen Finanzausgleich (Ressourcen- undBildungslasten-

ausgleich).
Nachfolgend werden die beiden Massnahmen im Einzelnen beschrieben.

4.2.1 Einführung eines neuen Ausgleichsinstrumentes

Ein neues Ausgleichsinstrument sollte die Gewinne und die Verluste der Gemeinden
(bzw. der Steuerzahlenden) möglichst effizient ausgleichen. Es ist möglich, die Ge-
winne und die Verluste jeder Gemeinde in jedem Jahr effektiv zu berechnen. Somit
können auch horizontale Kompensationszahlungen zwischen den Gemeinden fest-
gelegt werden, die für alle Gemeinden und Steuerpflichtigen zu haushaltneutralen
Ergebnissen führen. Anreizeffekte können dabei allerdings nicht berücksichtigt wer-
den: Verhaltensänderungen aufgrund des neuen Kostenteilers können nicht voraus-
gesagt werden, und da das neue Ausgleichsgefäss anhand effektiver Leistungen zu
berechnen wäre, sind unerwünschte Anreizwirkungen nicht auszuschliessen. Die
Komplexität des Prozesses und der administrative Aufwand durch den zusätzlichen
Verwaltungsakt sind weitere Nachteile einer solchen Lösung. Es stellt sich insbeson-
dere auch die Frage, wie lange eine solche Regelung gelten soll und wie lange solche
jährlichen Ausgleichszahlungen berechnet werden sollen. Zu beachten ist ferner, dass
vom Steuerfussabtausch vor allem Steuerpflichtige in ressourcenschwachen Gemein-
den profitieren, während Steuerpflichtige in ressourcenstarken Gemeinden mehr be-
lastet würden. Die Ausgleichszahlungen würden demnach von schwachen an starke
Gemeinden fliessen, was eine kommunikative Herausforderung sein dürfte. Deshalb
beurteilen wir dieses Instrument eher skeptisch und nur bedingt geeignet.

4.2.2 Veränderungen im kantonalen Finanzausgleich

Da vor allem ressourcenstarke Gemeinden belastet und ressourcenschwache Ge-
meinden entlastet würden, sind auch Veränderungen im kantonalen Finanzausgleich
denkbar, welche die Finanzflüsse in die gewünschte Richtung verändern. ImRessour-
cenausgleich befanden sich im Jahr 2014 rund 83Millionen Franken, wovon ein Viertel
durch die ressourcenstarken Gemeinden finanziert wird; die Dotierung des Bildungs-
lastenausgleichs beträgt knapp 24 Millionen Franken.
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Erstens könnte die horizontale Abschöpfung bei den ressourcenstarken Gemein-
den verringert werden, um sie von der Mehrbelastung aus dem Steuerfussabtausch zu
entlasten. Damit verbunden ist zwar im Grossen und Ganzen eine Verschiebung in
die beabsichtigte Richtung, jedoch sind die einzelnen Gemeinden, die durch den
Steuerfussabtausch belastet werden, nicht in allen Fällen identisch mit denjenigen,
die Beiträge an den horizontalen Finanzausgleich leisten. Die Ausgleichswirkung des
Finanzausgleichssystems würde stark verringert. Durch die akzentuierte Polarität
zwischen Kanton (nur Zahler) und Gemeinden (alle nur Empfängerinnen) würden
Anreize verändert, und das System könnte politisch gefährdet werden.

Zweitens könnte der Bildungslastenausgleich überproportional stark verringert
werden. Auch diese Massnahme wirkt grundsätzlich in die beabsichtigte Richtung.
Nachteile sind aber, dass das Instrument nicht auf alle Gemeinden wirkt, sondern nur
auf die Gemeinden, die einen Bildungslastenausgleich erhalten. Die Mehrbelastung
der ressourcenstarken Gemeinden durch den neuen Bildungskostenteiler wird nur
geringfügig ausgeglichen, weil diese nicht direkt an der Finanzierung des Bildungs-
lastenausgleichs beteiligt sind. Die Berechnungen im Anhang gehen bereits davon
aus, dass die Dotierung des Bildungslastenausgleichs verringert würde, und zwar pro-
portional zum höheren Kantonsanteil an den Bildungskosten. Modellrechnungen
haben gezeigt, dass eine überproportionale Reduktion des Bildungslastenausgleichs
(bei entsprechend weniger starker Erhöhung des Staatssteuerfusses) die Spannweite
der Nettoeffekte auf die Steuerpflichtigen verringern kann. Während diese Spann-
weite bei einem reinen Steuerfussabtausch zwischen +0,13 und –0,29 Steuereinheiten
beträgt, verringert sie sichauf+0,11bis –0,19Steuereinheiten,wennderBildungslasten-
ausgleich um drei Viertel reduziert wird. Noch stärkere Reduktionen zeitigen keine
Verbesserungen mehr. Eine solche Begleitmassnahme im Bildungslastenausgleich ist
also sinnvoll, kann aber das Grundproblem nicht lösen. Die Effekte sind zudem für
die einzelnen Gemeinden sehr unterschiedlich. Durch die Kombination verschiedener
Instrumente, die Besitzstandwahrungen und die anstehende Teilrevision des Finanz-
ausgleichs ergeben sich komplexe Wirkungsmechanismen, die gegebenenfalls näher
untersucht werden müssen.

Drittens könnte dieMindestausstattung verringert werden. ImRessourcenausgleich
gingen im Jahr 2014 28 von 83 Millionen Franken an Fusionsgemeinden, deren Be-
sitzstand auch bei einer Senkung der Mindestausstattung garantiert ist. Die übrigen
55 Millionen Franken könnten reduziert werden, wodurch sich für den Kanton und
die ressourcenstarken Gemeinden Einsparungen ergäben. Bei einer Senkung der
Mindestausstattung verlieren jedoch einige Gemeinden den gesamten Ressourcen-
ausgleich (wenn ihr Ressourcenindex nahe bei der heutigen Mindestausstattung
liegt), während andere nur einen kleinen Teil einbüssen. Einige Gemeinden sind
zudem vom Ressourcenausgleich nicht betroffen, wieder andere erhalten durch die
Besitzstandwahrung garantierte Beiträge. Dadurch ist die Übereinstimmung zwischen
«Gewinnerinnen» beim Steuerfussabtausch und «Verliererinnen» bei einer Senkung
der Mindestausstattung nicht gegeben. Es ergeben sich nichtlineare und schwer
kommunizierbare Effekte durch eine Kombination verschiedener Mechanismen, die
Besitzstandwahrungen und die anstehende Teilrevision des Finanzausgleichs. Es
würde sich um einen starken Eingriff in das funktionierende System handeln.
Fazit zur horizontalen Kompensation:
– Eine horizontale Kompensation ist notwendig, wenn der Kostenteiler 50 :50 um-

gesetzt werden und zugleich die Veränderung der Luzerner Steuerlandschaft
durch einen reinen Steuerfussabtausch nicht in Kauf genommen werden soll.

– Eine annähernd vollständige Kompensation der Effekte ist möglich, wenn dazu
ein neues Ausgleichsgefäss geschaffen wird. Vor allemmögliche negative Anreize,
die zusätzliche administrative Komplexität und die Frage nach dem Zeithorizont
sprechen gegen eine solche Lösung.

– Kompensationsmassnahmen über existierende Instrumente ermöglichen nur eine
Annäherung an eine Haushaltneutralität aus Sicht der Steuerpflichtigen. Die dar-
gestellten Lösungsansätze bewirken wiederum neue Gewinnerinnen und Verlie-
rerinnen und setzen teilweise unerwünschte Anreize. Durch die Wechselwirkung
verschiedener Mechanismen entstehen äusserst komplexe Wirkungszusammen-
hänge.

4.3 Vorgehensmöglichkeiten

Wie die Abbildungen 1–3 zeigen, sind beide Erhöhungsvarianten mit grösseren Aus-
wirkungen auf die finanzielle Situation von Kanton und Gemeinden verbunden. Dies
gilt insbesondere für die Variante mit einem Kostenteiler 50 :50, welche grosse Ein-
griffe in die Steuerlandschaft und in den kantonalen Finanzausgleich erfordern würde.
Aber auch bei der Variante mit einem Kostenteiler 30 :70 ist die Kompensations-
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möglichkeit über andere Aufgabenbereiche (IPV oder EL) mit unterschiedlichen
Auswirkungen auf die Gemeinden verbunden, obwohl hier beim Kanton und bei der
Gesamtheit der Gemeinden die Haushaltneutralität einfacher erreicht werden
könnte. Auf jeden Fall hätten beide Varianten bedeutende Auswirkungen auf die
Finanzsituation des Kantons und derGemeinden. Deshalb ist eine Realisierung – wenn
überhaupt – nur im Rahmen einer umfassenden Prüfung der Aufgabenverteilung
Kanton – Gemeinden angezeigt.

Falls eine Anpassung des Kostenteilers realisiert werden soll, erachten wir nur
eine Lösung mit einer hälftigen Kostenteilung als sinnvoll, da sonst später immer
wieder Anpassungen gefordert würden. Allerdings muss nochmals betont werden,
dass es sehr schwierig sein wird, diese hälftige Finanzierung der Betriebskosten der
Volksschulen durchKanton undGemeinden zu realisieren, da das betreffende Finanz-
volumen sehr gross ist.

Vor Kurzem haben wir im Auftrag Ihres Rates die Aufgaben- und Finanzreform
2018 gestartet. In diesem Rahmen sollen alle Aufgaben- und Finanzbereiche des
Kantons und der Gemeinden umfassend bearbeitet und geprüft werden. Da beide
hier behandelten Varianten grosse Auswirkungen auf die finanzielle Situation von
Kanton und Gemeinden haben, sollen diese nicht isoliert weiterbearbeitet werden.
Die Bearbeitung der Thematik soll imRahmen der Aufgaben- und Finanzreform 2018
stattfinden, welche eine umfassende Behandlung aller offenen Fragen ermöglicht.

5 Antrag

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen undHerren, wir beantragen Ihnen,
von unserem Planungsbericht in zustimmendem Sinn Kenntnis zu nehmen.

Luzern, 20. Oktober 2015

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident: Reto Wyss
Der Staatsschreiber: Lukas Gresch-Brunner
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Entwurf

Kantonsratsbeschluss
über den Planungsbericht zum Kostenteiler
Kanton - Gemeinden in der Volksschulbildung

vom

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 20. Oktober 2015,

beschliesst:

1. Vom Planungsbericht zum Kostenteiler Kanton - Gemeinden in der Volks-
schulbildung wird in zustimmendem Sinn Kenntnis genommen.

2. Der Kantonsratsbeschluss ist zu veröffentlichen.

Luzern,

Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident:
Der Staatsschreiber:
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Anhang

Modellrechnungen zum Bildungskostenteiler 30:70 und 50:50
Gemeinden des Kantons Luzern

Total brutto
in Fr.

in Steuer‐
einh.

BLA (ohne
Besitzst.)

RA (ohne
Besitzst.)

in Steuer‐
einh. in Fr.

in Steuer‐
einh.
Abb. 1 in Fr.

in Steuer‐
einh.
Abb. 3 in Fr.

Total 1.90 586'224'284 1.00 0.04 0.09 ‐0.05 ‐26'567'643 ‐ ‐ ‐ ‐0.23 ‐132'838'217 1.67 ‐ Total
Adligenswil 2.00 8'636'032 1.04 ‐ ‐0.00 ‐0.05 ‐435'715 ‐0.01 ‐0.01 ‐51'720 ‐0.26 ‐2'178'573 1.74 ‐0.04 Adligenswil
Aesch 2.20 1'474'207 0.99 0.00 0.03 ‐0.05 ‐71'549 ‐0.00 ‐0.00 ‐555 ‐0.24 ‐357'747 1.96 ‐0.01 Aesch
Alberswil 2.15 1'058'235 1.81 0.20 1.05 ‐0.05 ‐27'973 ‐0.00 ‐0.00 ‐876 ‐0.24 ‐139'864 1.91 ‐0.01 Alberswil
Altbüron 2.40 1'489'319 1.33 0.09 0.32 ‐0.06 ‐63'033 ‐0.01 0.00 968 ‐0.28 ‐315'163 2.12 ‐0.05 Altbüron
Altishofen 1.80 2'534'099 1.05 ‐ ‐0.03 ‐0.05 ‐128'886 ‐0.01 ‐0.01 ‐15'347 ‐0.27 ‐644'429 1.53 ‐0.04 Altishofen
Altwis 2.40 1'003'550 2.60 0.45 0.36 ‐0.09 ‐35'942 ‐0.05 ‐0.03 ‐9'702 ‐0.47 ‐179'711 1.93 ‐0.24 Altwis
Ballwil 1.60 5'179'797 1.48 ‐ ‐0.00 ‐0.07 ‐255'478 ‐0.03 ‐0.02 ‐72'980 ‐0.37 ‐1'277'391 1.23 ‐0.14 Ballwil
Beromünster 1.95 11'477'676 1.63 0.17 0.23 ‐0.07 ‐465'491 ‐0.02 ‐0.01 ‐57'343 ‐0.33 ‐2'327'455 1.62 ‐0.10 Beromünster
Buchrain 1.90 11'260'796 1.39 0.14 ‐ ‐0.06 ‐485'386 ‐0.01 ‐0.01 ‐50'279 ‐0.30 ‐2'426'929 1.60 ‐0.07 Buchrain
Büron 2.40 4'453'797 1.95 0.15 0.56 ‐0.07 ‐167'712 ‐0.03 ‐0.02 ‐37'686 ‐0.37 ‐838'559 2.03 ‐0.14 Büron
Buttisholz 2.20 7'158'189 2.01 0.28 0.45 ‐0.07 ‐258'021 ‐0.03 ‐0.02 ‐59'795 ‐0.36 ‐1'290'105 1.84 ‐0.14 Buttisholz
Dagmersellen 1.80 8'366'638 1.19 0.00 ‐ ‐0.06 ‐416'075 ‐0.01 ‐0.01 ‐54'912 ‐0.30 ‐2'080'375 1.50 ‐0.07 Dagmersellen
Dierikon 1.95 2'289'270 0.81 ‐ ‐0.09 ‐0.04 ‐120'346 0.00 ‐0.00 ‐11'840 ‐0.21 ‐601'732 1.74 0.01 Dierikon
Doppleschwand 2.35 1'735'646 3.30 0.70 1.77 ‐0.08 ‐40'720 ‐0.03 ‐0.02 ‐9'644 ‐0.39 ‐203'599 1.96 ‐0.16 Doppleschwand
Ebersecken 2.15 846'367 2.46 0.43 0.75 ‐0.08 ‐27'299 ‐0.03 ‐0.01 ‐3'973 ‐0.40 ‐136'493 1.75 ‐0.17 Ebersecken
Ebikon 1.90 18'186'788 1.01 ‐ ‐ ‐0.05 ‐909'339 ‐0.00 ‐0.00 ‐11'719 ‐0.25 ‐4'546'697 1.65 ‐0.02 Ebikon
Egolzwil 2.10 1'860'672 0.95 0.03 0.16 ‐0.04 ‐85'088 0.00 0.00 5'786 ‐0.22 ‐425'442 1.88 0.01 Egolzwil
Eich 1.50 2'199'321 0.61 ‐ ‐0.15 ‐0.03 ‐120'160 0.01 0.00 10'374 ‐0.17 ‐600'798 1.33 0.06 Eich
Emmen 2.05 41'033'708 1.19 ‐ 0.17 ‐0.06 ‐1'968'529 ‐0.01 0.00 7'080 ‐0.29 ‐9'842'645 1.76 ‐0.06 Emmen
Entlebuch 2.25 5'750'529 1.87 0.09 0.96 ‐0.07 ‐202'266 ‐0.02 ‐0.01 ‐34'879 ‐0.33 ‐1'011'329 1.92 ‐0.10 Entlebuch
Ermensee 2.20 1'755'910 1.64 0.13 0.04 ‐0.07 ‐74'656 ‐0.02 ‐0.02 ‐16'625 ‐0.35 ‐373'279 1.85 ‐0.12 Ermensee
Eschenbach 1.50 5'842'084 1.17 ‐ ‐0.06 ‐0.06 ‐290'658 ‐0.01 ‐0.01 ‐39'365 ‐0.29 ‐1'453'288 1.21 ‐0.06 Eschenbach
Escholzmatt‐Marbach 2.20 7'764'126 2.23 0.14 1.46 ‐0.07 ‐233'018 ‐0.02 ‐0.01 ‐48'927 ‐0.33 ‐1'165'092 1.87 ‐0.11 Escholzmatt‐Marbach
Ettiswil 2.15 4'496'344 1.66 0.15 0.54 ‐0.06 ‐161'758 ‐0.01 ‐0.01 ‐17'966 ‐0.30 ‐808'789 1.85 ‐0.07 Ettiswil
Fischbach 2.40 1'320'511 2.58 0.45 1.62 ‐0.06 ‐32'110 ‐0.02 0.00 274 ‐0.31 ‐160'551 2.09 ‐0.09 Fischbach
Flühli 2.40 2'826'163 1.88 ‐ 0.95 ‐0.07 ‐98'777 ‐0.02 ‐0.01 ‐8'555 ‐0.33 ‐493'887 2.07 ‐0.10 Flühli
Gettnau 2.40 1'822'286 1.83 0.11 0.84 ‐0.06 ‐63'808 ‐0.02 ‐0.01 ‐8'606 ‐0.32 ‐319'040 2.08 ‐0.09 Gettnau
Geuensee 2.30 4'973'499 1.68 0.18 0.21 ‐0.07 ‐195'223 ‐0.02 ‐0.01 ‐23'326 ‐0.33 ‐976'113 1.97 ‐0.10 Geuensee
Gisikon 1.70 1'671'664 0.87 ‐ ‐0.05 ‐0.04 ‐86'091 0.00 ‐0.00 ‐3'769 ‐0.22 ‐430'455 1.48 0.00 Gisikon
Greppen 1.95 1'979'113 1.35 ‐ ‐0.01 ‐0.07 ‐99'192 ‐0.02 ‐0.02 ‐25'507 ‐0.34 ‐495'958 1.61 ‐0.11 Greppen
Grossdietwil 2.40 1'464'976 1.84 0.16 1.14 ‐0.05 ‐43'283 ‐0.01 ‐0.01 ‐5'581 ‐0.27 ‐216'414 2.13 ‐0.05 Grossdietwil
Grosswangen 2.25 5'655'321 1.75 0.21 0.62 ‐0.06 ‐194'909 ‐0.01 ‐0.01 ‐19'291 ‐0.30 ‐974'546 1.95 ‐0.07 Grosswangen
Hasle 2.40 3'355'341 2.69 0.36 1.76 ‐0.07 ‐86'856 ‐0.02 ‐0.01 ‐13'960 ‐0.35 ‐434'282 2.05 ‐0.12 Hasle
Hergiswil 2.20 3'700'964 2.96 0.37 1.99 ‐0.08 ‐98'213 ‐0.03 ‐0.02 ‐21'983 ‐0.39 ‐491'065 1.81 ‐0.17 Hergiswil
Hildisrieden 1.85 2'931'319 0.98 ‐ ‐0.00 ‐0.05 ‐146'537 ‐0.00 ‐0.00 ‐2'638 ‐0.24 ‐732'686 1.61 ‐0.02 Hildisrieden
Hitzkirch 2.25 9'192'029 1.44 0.18 0.18 ‐0.06 ‐361'722 ‐0.01 ‐0.00 ‐27'830 ‐0.28 ‐1'808'611 1.97 ‐0.06 Hitzkirch
Hochdorf 2.10 13'697'190 1.25 0.02 0.13 ‐0.06 ‐649'302 ‐0.01 ‐0.00 ‐18'996 ‐0.30 ‐3'246'508 1.80 ‐0.07 Hochdorf
Hohenrain 2.25 4'536'771 1.63 0.23 0.50 ‐0.06 ‐154'423 ‐0.01 ‐0.00 ‐9'095 ‐0.28 ‐772'114 1.97 ‐0.05 Hohenrain
Honau 1.70 538'781 1.00 0.04 ‐ ‐0.05 ‐25'677 ‐0.00 0.00 1'093 ‐0.24 ‐128'385 1.46 ‐0.01 Honau
Horw 1.55 17'488'128 0.62 ‐ ‐0.05 ‐0.03 ‐904'937 0.01 0.00 101'719 ‐0.16 ‐4'524'685 1.39 0.07 Horw
Inwil 1.90 4'390'029 1.33 0.05 ‐ ‐0.06 ‐208'980 ‐0.02 ‐0.01 ‐38'671 ‐0.32 ‐1'044'899 1.58 ‐0.09 Inwil
Knutwil 2.15 4'336'739 1.60 0.21 ‐ ‐0.07 ‐178'479 ‐0.02 ‐0.01 ‐29'388 ‐0.33 ‐892'395 1.82 ‐0.10 Knutwil
Kriens 2.00 36'378'815 0.98 ‐ ‐ ‐0.05 ‐1'818'941 ‐0.00 0.00 97'241 ‐0.25 ‐9'094'704 1.75 ‐0.02 Kriens
Luthern 2.40 2'590'644 3.16 0.29 2.05 ‐0.10 ‐84'678 ‐0.06 ‐0.03 ‐20'537 ‐0.52 ‐423'390 1.88 ‐0.29 Luthern
Luzern 1.85 86'434'788 0.55 ‐ ‐0.06 ‐0.03 ‐4'455'856 0.02 0.01 1'391'442 ‐0.14 ‐22'279'278 1.71 0.08 Luzern
Malters 2.05 12'010'908 1.55 0.14 0.39 ‐0.06 ‐468'251 ‐0.02 ‐0.01 ‐39'042 ‐0.30 ‐2'341'254 1.75 ‐0.08 Malters
Mauensee 2.10 1'951'035 1.12 0.07 0.01 ‐0.05 ‐91'729 ‐0.01 ‐0.00 ‐3'583 ‐0.26 ‐458'644 1.84 ‐0.04 Mauensee
Meggen 0.98 8'447'099 0.31 ‐ ‐0.22 ‐0.02 ‐539'569 0.03 0.00 56'354 ‐0.10 ‐2'697'845 0.88 0.13 Meggen
Meierskappel 2.25 1'790'456 0.90 0.03 ‐ ‐0.04 ‐85'800 0.00 0.01 10'564 ‐0.22 ‐429'002 2.03 0.01 Meierskappel
Menznau 2.40 5'548'869 2.11 0.26 0.68 ‐0.08 ‐199'483 ‐0.03 ‐0.01 ‐27'013 ‐0.38 ‐997'416 2.02 ‐0.15 Menznau
Nebikon 1.90 4'655'514 1.33 0.01 ‐ ‐0.07 ‐231'376 ‐0.02 ‐0.02 ‐54'950 ‐0.33 ‐1'156'880 1.57 ‐0.10 Nebikon
Neuenkirch 2.10 12'335'696 1.64 0.19 0.30 ‐0.06 ‐477'475 ‐0.02 ‐0.01 ‐67'441 ‐0.32 ‐2'387'374 1.78 ‐0.09 Neuenkirch
Nottwil 2.05 6'440'898 1.37 0.10 0.18 ‐0.06 ‐278'496 ‐0.01 ‐0.01 ‐47'622 ‐0.30 ‐1'392'479 1.75 ‐0.07 Nottwil
Oberkirch 1.65 6'938'730 1.08 ‐ ‐0.03 ‐0.05 ‐350'469 ‐0.01 ‐0.01 ‐65'659 ‐0.27 ‐1'752'343 1.38 ‐0.05 Oberkirch
Pfaffnau 2.05 3'491'005 1.29 0.02 0.38 ‐0.06 ‐151'985 ‐0.01 ‐0.00 ‐9'415 ‐0.28 ‐759'927 1.77 ‐0.05 Pfaffnau
Rain 1.90 4'871'234 1.42 0.20 0.01 ‐0.06 ‐197'034 ‐0.01 ‐0.01 ‐20'511 ‐0.29 ‐985'168 1.61 ‐0.06 Rain
Reiden 2.30 11'362'063 1.51 0.06 0.31 ‐0.07 ‐497'590 ‐0.02 ‐0.01 ‐55'113 ‐0.33 ‐2'487'950 1.97 ‐0.10 Reiden
Rickenbach 2.25 5'415'482 1.48 0.17 0.44 ‐0.05 ‐197'293 ‐0.01 ‐0.00 ‐9'475 ‐0.27 ‐986'466 1.98 ‐0.04 Rickenbach
Roggliswil 2.30 1'127'030 1.76 0.18 0.65 ‐0.06 ‐39'477 ‐0.02 ‐0.01 ‐3'375 ‐0.31 ‐197'384 1.99 ‐0.08 Roggliswil
Römerswil 2.00 3'092'050 1.82 0.18 0.50 ‐0.07 ‐116'596 ‐0.02 ‐0.01 ‐16'921 ‐0.34 ‐582'978 1.66 ‐0.12 Römerswil
Romoos 2.20 1'219'100 3.18 0.26 2.68 ‐0.08 ‐29'455 ‐0.03 ‐0.02 ‐7'046 ‐0.38 ‐147'277 1.82 ‐0.16 Romoos
Root 1.95 8'514'515 1.22 ‐ ‐0.01 ‐0.06 ‐426'060 ‐0.02 ‐0.01 ‐93'136 ‐0.30 ‐2'130'300 1.65 ‐0.08 Root
Rothenburg 1.90 12'558'696 1.21 ‐ ‐0.01 ‐0.06 ‐632'007 ‐0.02 ‐0.01 ‐115'737 ‐0.30 ‐3'160'036 1.60 ‐0.08 Rothenburg
Ruswil 2.20 11'169'953 1.50 0.10 0.52 ‐0.06 ‐431'056 ‐0.01 ‐0.00 ‐30'932 ‐0.29 ‐2'155'279 1.91 ‐0.06 Ruswil
Schenkon 1.30 3'527'283 0.49 ‐ ‐0.10 ‐0.03 ‐195'964 0.02 0.00 17'248 ‐0.14 ‐979'818 1.16 0.09 Schenkon
Schlierbach 1.75 1'626'644 2.07 0.32 0.32 ‐0.07 ‐56'828 ‐0.03 ‐0.01 ‐8'987 ‐0.36 ‐284'141 1.39 ‐0.13 Schlierbach
Schongau 2.00 1'866'234 1.54 0.25 0.36 ‐0.05 ‐59'922 ‐0.00 ‐0.00 ‐3'317 ‐0.25 ‐299'608 1.75 ‐0.02 Schongau
Schötz 2.35 7'371'432 1.90 0.24 0.62 ‐0.07 ‐259'266 ‐0.02 ‐0.01 ‐22'172 ‐0.33 ‐1'296'331 2.02 ‐0.11 Schötz
Schüpfheim 2.40 7'280'991 2.06 0.20 0.98 ‐0.07 ‐236'739 ‐0.02 ‐0.01 ‐26'094 ‐0.33 ‐1'183'694 2.07 ‐0.11 Schüpfheim
Schwarzenberg 2.20 2'655'302 1.49 0.07 0.65 ‐0.05 ‐97'010 ‐0.01 ‐0.00 ‐5'537 ‐0.27 ‐485'051 1.93 ‐0.05 Schwarzenberg
Sempach 2.10 7'274'680 1.04 ‐ ‐0.04 ‐0.05 ‐371'077 ‐0.01 ‐0.01 ‐69'514 ‐0.26 ‐1'855'383 1.84 ‐0.04 Sempach
Sursee 1.85 11'699'616 0.72 ‐ ‐0.05 ‐0.04 ‐605'197 0.01 0.00 71'004 ‐0.19 ‐3'025'983 1.66 0.04 Sursee
Triengen 2.30 8'780'538 1.58 0.19 0.20 ‐0.06 ‐346'805 ‐0.02 ‐0.01 ‐51'622 ‐0.31 ‐1'734'026 1.99 ‐0.08 Triengen
Udligenswil 1.85 3'531'544 0.98 ‐ ‐0.00 ‐0.05 ‐175'756 ‐0.00 ‐0.01 ‐19'707 ‐0.24 ‐878'782 1.61 ‐0.02 Udligenswil
Ufhusen 2.40 1'514'262 2.38 0.31 1.61 ‐0.06 ‐37'326 ‐0.01 ‐0.00 ‐1'105 ‐0.29 ‐186'632 2.11 ‐0.07 Ufhusen
Vitznau 1.50 1'534'053 0.66 ‐ ‐ ‐0.03 ‐76'703 0.01 0.01 12'412 ‐0.16 ‐383'513 1.34 0.06 Vitznau
Wauwil 2.15 3'011'730 1.42 0.01 0.36 ‐0.06 ‐127'081 ‐0.01 ‐0.01 ‐15'439 ‐0.30 ‐635'407 1.85 ‐0.07 Wauwil
Weggis 1.55 4'750'495 0.46 ‐ ‐0.12 ‐0.03 ‐261'801 0.02 0.01 66'491 ‐0.13 ‐1'309'005 1.42 0.10 Weggis
Werthenstein 2.40 3'828'769 1.74 0.20 0.49 ‐0.06 ‐138'811 ‐0.02 ‐0.01 ‐19'468 ‐0.32 ‐694'055 2.08 ‐0.09 Werthenstein
Wikon 2.10 1'872'201 1.10 ‐ 0.15 ‐0.05 ‐87'389 ‐0.01 0.01 9'296 ‐0.26 ‐436'943 1.84 ‐0.03 Wikon
Willisau 2.20 11'159'115 1.24 ‐ 0.13 ‐0.06 ‐535'216 ‐0.01 ‐0.00 ‐21'251 ‐0.30 ‐2'676'080 1.90 ‐0.07 Willisau
Wolhusen 2.40 7'347'322 1.59 0.11 0.63 ‐0.06 ‐269'239 ‐0.01 ‐0.01 ‐30'721 ‐0.29 ‐1'346'195 2.11 ‐0.06 Wolhusen
Zell 2.10 3'513'567 1.47 0.12 0.07 ‐0.06 ‐155'224 ‐0.02 ‐0.01 ‐13'577 ‐0.32 ‐776'120 1.78 ‐0.10 Zell

Maximum ‐0.02 0.03 0.01 ‐0.10 2.13 0.13 Maximum
Minimum ‐0.10 ‐0.06 ‐0.03 ‐0.52 0.88 ‐0.29 Minimum

Gebietsstand 2015

LUSTAT Statistik Luzern, 19. August 2015
Datenquelle: LUSTAT ‐ Gemeindefinanzstatistik; DS Volksschulbildung ‐ interne Tabelle und ergänzende Angaben; eigene Berechnungen

Variante 50:50
Gesamteffekt inkl.
indirekte Effekte im FA

Gesamteffekt inkl.
Kompensation IPV/EL

1 Der Betrag ist brutto, entspricht dem Vierfachen des Kantonsbeitrags nach Angaben DS Volksschulbildung, zuzügl. 20 Mio. Fr. für Tagesstrukturen und Schulsozialarbeit.
2 Annahme: Staatssteuerfuss wird um 0.227 Einheiten erhöht, der Gemeindesteuerfuss um den errechneten Wert gesenkt.

Variante 30:70
Nettoeffekt für
Steuerpflichtige
(Staats‐ und
Gemeindest.)
Abb. 2

Normkosten Volksschule
2014 nach Tabelle DS VB 1

Finanzausgleich 2014
in Steuereinh.

Gemeinde‐
steuerfuss
2014

Gesamteffekt inkl.
indirekte Effekte im FA

Gemeinde‐
steuerfuss
bei Weiter‐
gabe der
Einsparung

Nettoeffekt für
Steuerpflichtige
(Staats‐ und
Gemeindest.) 2

Abb. 3
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